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A. Bericht des Abgeordneten Faller 


I. Allgemeines 

Die Fraktion der GDU/CSU hat am 27. März 1961 
den Entwurf eines Gesetzes über eine Untersuchung i 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- j 
Verhältnisse in den Gemeinden eingebracht. Der 
Deutsche Bundestag hat in seiner 154. Sitzung vom | 
19. April 1961 den Entwurf ohne Aussprache dem , 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
federführend und mitberatend dem Ausschuß für 
Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge über- , 
wiesen. | 

Der vorliegende Entwurf sieht eine Untersuchung j 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden vor. Das Ergebnis die- I 
ser Untersuchung soll dem Bundestag, der Bundes- | 
regierung, ferner auch den Länderparlamenten, den ; 
Landesregierungen und den kommunalen Organen j 
als Grundlage für Verkehrs- und finanzpolitische 
Entscheidungen dienen, die zur Behebung der Ver- 
kehrsnot in den Städten und den Gemeinden ge- 
troffen werden müssen. j 

II. Im einzelnen I 

Zu § 1 I 

Absatz 1: Die Vorschrift umreißt die Aufgabe der 
Sachverständigenkommission. Um zu gewährleisten, 
daß sich die Untersuchung nicht auf die Verkehrs- 
verhältnisse innerhalb der geschlossenen Ortschaft 
beschränkt, sondern auch die Verkehrsverbindun- 
gen der Gemeinden nach außen hin erfaßt, hat der 
Ausschuß gegenüber dem Entwurf eine etwas wei- 
tere Fassung beschlossen. 


Absatz 2 Nr. 1: Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß nicht nur die Verkehrsplanungen der Gemein- 
den, sondern auch die Verkehrsplanungen der Län- 
der und Gemeindeverbände aufeinander abgestimmt 
und dem Ausbauplan für die Bundesfernstraßen an- 
gepaßt werden müssen. Er hat damit auch weit- 
gehend dem Vorschlag des mitberatenden Ausschus- 
ses Rechnung getragen. 

Absatz 2 Nr. 2; Entsprechend einem Vorschlag 
des mitberatenden Ausschusses hat der federfüh- 
rende Ausschuß das Wort „Straßenverkehr" durch 
„Gesamtverkehr" ersetzt. Er hält es ferner für er- 
forderlich, auch den Fußgänger- und Radfahrver- 
kehr in die Untersuchung einzubeziehen. 

Zu § 2 

Der federführende Ausschuß ist dem Entwurf ge- 
folgt, wonach die Bundesregierung die Unter- 
suchung durchführt und die Sachverständigenkom- 
mission bildet. Er hielt es nicht für erforderlich, im 
Gesetz festzulegen, daß bei der Auswahl der Sach- 
verständigen das Benehmen mit den Ländern herzu- 
stellen sei. Der Ausschuß ist jedoch der Auffassung, 
daß die Untersuchung selbst in enger Zusammen- 
arbeit mit den Ländern durchzuführen ist. 

Zu § 4 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß die 
Bundesregierung zum 31. März 1963 dem Bundes- 
tag und Bundesrat einen Zwischenbericht über den 
Stand der Arbeiten vorlegt. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Faller 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfcich 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2880 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2628 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersdcht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Faller 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebraditen Entwurfs 
eines Gesetzes über eine Untersuchung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse in den Gemeinden 

— Drucksache 2628 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Untersudiung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in den Gemeinden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Prüfung, welche Maßnahmen zur Verbes- 
serung der innergemeindlichen Verkehrsverhält- 
nisse unter dem Gesichtspunkt einer gesunden 
Raumordnung und eines neuzeitlichen Städtebaues 
erforderlich sind, ist eine Untersuchung durchzufüh- 
ren. Dabei ist vor allem die Notwendigkeit zu be- 
rücksichtigen, die Ballungsgebiete zu entlasten und 
ein leistungsfähiges Netz der Straßen von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden zu 
schaffen. 

(2) Die Untersuchung hat sich insbesondere auf 
folgende Fragen zu erstrecken und den voraussicht- 
lichen Kostenaufwand einzubeziehen: 

1. Wie können die Verkehrsplanungen der 
Gemeinden dem Ausbauplan für die Bun- 
desfernstraßen unter Berücksichtigung der 
bis 1975 voraussichtlichen Verkehrsent- 
wicklung angepaßt werden? 


2. Wie können der Massenverkehr mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln und der In- 
dividualverkehr so aufeinander abge- 
stimmt werden, daß ein flüssiger und 
wirtschaftlicher Straßenverkehr sicherge- 
stellt ist? 


Beschlüsse des 23, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
Über eine Untersuchung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse 
der Gemeinden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Prüfung, welche Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
unter dem Gesichtspunkt einer gesunden Raumord- 
nung und eines neuzeitlichen Städtebaues erforder- 
lich sind, ist eine Untersuchung durchzuführen. Da- 
bei ist vor allem die Notwendigkeit zu berücksich- 
tigen, die Ballungsgebiete zu entlasten und ein 
leistungsfähiges Netz der Straßen von Bund, Län- 
dern, Gemeinden und Gemeinde verbänden zu schaf- 
fen, 

(2) Die Untersuchung hat sich insbesondere auf 
folgende Fragen zu erstrecken und den voraussicht- 
lichen Kostenaufwand einzubeziehen: 

1. Wie können die Verkehrsplanungen der 
Länder und der Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) aufeinander abgestimmt und 

dem Ausbauplan für die Bundesfernstraßen 
unter Berücksichtigung der voraussicht- 
lichen Verkehrs entwicklung bis 1975 an- 
gepaßt werden? 

2. Wie können der Massenverkehr mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln und der In- 
dividualverkehr unter gleichzeitiger Be- 
rücksiditigung des Fußgänger- und Rad- 
fahrverkehrs so aufeinander abgestimmt 
werden, daß ein flüssiger und wirtschaft- 
licher Gesamtverkehr sichergestellt ist? 
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Entwurf 

3. Wie können die Schwierigkeiten bei der 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs be- 
hoben werden? Wie kann die private Ini- 
tiative zur Errichtung von Anlagen für den 
ruhenden Verkehr gefördert werden? 
Kann der Bau von Tiefgaragen mit Auf- 
gaben des zivilen Bevölkerungsschutzes 
verbunden werden? 

4. In welchem Umfang können die inner- 
städtischen Verkehrswege durch die Er- 
schließung weiterer Verkehrsebenen ent- 
lastet werden? Inwieweit kann auch hier 
der Bau von unterirdischen Anlagen mit 
Aufgaben des zivilen Bevölkerungsschut- 
zes verbunden werden? 

§ 2 

Die Bundesregierung führt die Untersuchung 
durch. Sie bildet hierzu eine Sachverständigenkom- 
mission. 

§ 3 

Die Sachverständigenkommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Sie stellt einen Arbeits- und 
Zeitplan auf. Geschäftsordnung und Arbeits- und 
Zeitplan bedürfen der Genehmigung der Bundes- 
regierung, 

§ 4 

Die Bundesregierung leitet den Bericht der Sach- 
verständigenkommission mit ihrer Stellungnahme 
dem Bundestag und dem Bundesrat zu. 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

Die Bundesregierung leitet den Bericht der Sach- 
verständigenkommission mit ihrer Stellungnahme 
dem Bundestag und dem Bundesrat zu; sie erstattet 
bis zum 31. März 1963 einen Zwischenbericht über 
den Stand der Arbeiten. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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